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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Würfel sind gefallen: Aus dem Koalitionspapier geht hervor, dass eine schrittweise 
Senkung der Körperschaftsteuer ab 2028 geplant ist. 

Somit wird die oft als „Spardosen-GmbH“ bezeichnete vermögensverwaltende GmbH 
noch attraktiver. Diese bietet steuerliche Vorteile bei der Besteuerung von Gewinnen 
aus Kapitalanlagen, wie Aktien, ETFs und Immobilien. Auf Dividenden aus Anlagepapieren 
zahlt die GmbH derzeit noch „lediglich 30 % Steuern“, später dann 25 %, was eine Rein- 
vestition von 70 % bzw. 75 % des Gewinns ermöglicht. Im Ausschüttungsfall unterliegt 
eine Privatperson bei Gewinnausschüttungen der Kapitalertragsteuer mit einem Steuer- 
satz von 25 % sowie weiteren Abgaben, wie dem Solidaritätszuschlag und gegebenen-
falls der Kirchensteuer. Werden die Gewinne nicht ausgeschüttet, bleibt mehr für die 
Reinvestition.

Die Besonderheit gegenüber einer rein „privaten Anlage“ ist, dass, bei Anteilsquoten 
unter 1 %, Veräußerungsgewinne aus Aktien gewissermaßen keiner Besteuerung (1,5 %) 
unterliegen (§ 8 b KStG). Dieser Umstand ist von erheblicher Bedeutung, wenn ein Depot 
auf Wertwachstum und weniger auf Dividendenzufluss aufgebaut wird, denn die „Steuer-
ersparnis“ führt zu einer höheren Wiederanlagesumme und damit zu mehr Wachstum. 
Die Gewinne werden faktisch erst bei Ausschüttung aus der GmbH mit der Abgeltungs-
steuer belastet. Daher der Begriff „Spardosen-GmbH“.

Im Privatvermögen unterliegen die Kursgewinne der normalen Besteuerung und vermin-
dern somit den Wiederanlagebetrag erheblich. Die Abzugsfähigkeit von Veräußerungs-
kosten kann diesen Nachteil nicht kompensieren. Auch die (Regie-)Kosten für das 
Handling der GmbH sind im langfristigen Betrachtungshorizont nicht von Relevanz.

Sollten Sie bereits privat ein Aktiendepot aufgebaut haben, gibt es durchaus die Möglich-
keit, dieses ohne steuerliche Konsequenzen auf die „Spardosen-GmbH“ zu übertragen. 
Infrage kommt § 20 Absatz 4a Satz 1 EStG. Die Norm regelt eine Sonderform des Anteils- 
tausches, wobei folgende Tatbestandsvoraussetzungen gelten:

•	 Einbringung von Anteilen an Körperschaften (ETFs und andere Fonds scheiden aus)
•	 Gegenleistung der empfangenden GmbH besteht in neuen Gesellschaftsanteilen
•	 Kein Ausschluss des Besteuerungsrechts der Bundesrepublik Deutschland
•	 Übertragung von Anteilen kleiner 1 %, bemessen am jeweiligen Stammkapital der 

(Aktien-)Gesellschaft

Im Privatvermögen befinden sich anschließend nur noch die als Gegenleistung für die 
eingebrachten Wertpapiere gewährten Anteile an der Gesellschaft. Wichtig ist, dass Ihre 
Depotbewegungen durch eine vernünftige Finanzbuchhaltungssoftware abgebildet werden, 
denn im Rahmen der GmbH sind sämtliche Geschäftsvorfälle (An- und Verkauf, Dividen-
denzahlungen) zu buchen.

Gerne unterstützen wir Sie bei der Umsetzung.

Mit freundlichen Grüßen

Jochen Ball
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH 
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  Termine Mai 2025	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
23.05.2025, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 12.05.20252	 15.05.2025	 12.05.2025

	 10.06.2025	 13.06.2025	 10.06.2025

	 10.06.2025	 13.06.2025	 10.06.2025

	 12.05.20254	 15.05.2025	 12.05.2025

	 15.05.20254	 19.05.2025	 15.05.2025

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 27.05.2025	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Verfassungsmäßigkeit der   
  Verrechnungsbeschränkung für  
  Verluste aus Steuerstundungs-  
  modellen  

Die Ausgleichs- und Abzugsbeschränkung 
für Verluste aus Steuerstundungsmodellen 
ist auch im Fall eines sog. definitiven Ver- 
lusts verfassungsgemäß. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 
21.11.2024 – IV R 6/22 entschieden.

§ 15b Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) bestimmt, dass Verluste im Zusam- 
menhang mit einem Steuerstundungsmodell 
weder mit Einkünften aus Gewerbebetrieb 
noch mit Einkünften aus anderen Ein-
kunftsarten ausgeglichen und auch nicht im 
Wege des Verlustrück- oder -vortrags 
abgezogen werden dürfen. Sie mindern 
allein die Einkünfte, die der Steuerpflich-
tige in den folgenden Wirtschaftsjahren 
aus derselben Einkunftsquelle erzielt. Ein 
Steuerstundungsmodell liegt vor, wenn auf 
Grund einer modellhaften Gestaltung 
steuerliche Vorteile in Form negativer 
Einkünfte erzielt werden sollen (§ 15b Abs. 
2 Satz 1 EStG).

Im Streitfall beteiligte sich der Kläger als 
Kommanditist an einer im Jahr 2005 
gegründeten GmbH & Co. KG, die ein Werk 
zur Herstellung von Biodiesel aus Raps 
errichtete und betrieb. Im Anlegerprospekt 
des geschlossenen Fonds wurden den 
potentiellen Anlegern für die Anfangsjahre 
2005 bis 2007 kumulierte steuerliche Ver- 
luste in Höhe von 3,973 Mio. € prognosti-
ziert. Gewinne sollten ab 2008 anfallen. 
Bis 2020 sollten die Anleger einen Total- 
überschuss von rund 155 % erwirtschaften. 
Tatsächlich wurde jedoch im Jahr 2009 das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der 
Gesellschaft eröffnet und ihr Betrieb aufge- 
geben.

Das Finanzamt stufte die Gesellschaft als 
Steuerstundungsmodell ein und behan-
delte die Verluste der Kommanditisten als 
nur mit zukünftigen Gewinnen verrechen-
bar (und nicht als sofort ausgleichs- und 
abzugsfähig). Die gegen den Feststellungs-

sogenannten erweiterten beschränkten Ein-
kommensteuerpflicht gemäß § 2 des Außen-
steuergesetzes (AStG). Diese Vorschrift 
erlaubt es unter bestimmten Voraussetzun-
gen, ins Ausland verziehende deutsche 
Staatsangehörige für einen Zeitraum von 
zehn Jahren auch mit allen nicht-ausländi-
schen Einkünften zu besteuern, wenn sie 
im Ausland einer niedrigen Besteuerung 
unterliegen. Das FA meinte, die Klägerin 
würde in Großbritannien bevorzugt be- 
steuert, da sie von dem dort nur für Zuge- 
zogene geltenden Privileg profitierte, die 
streitigen Kapitalerträge nicht versteuern 
zu müssen. Grund hierfür war, dass die 
Klägerin dieses Einkommen nicht nach 
Großbritannien überwiesen („remittet“) 
hatte. Das Finanzgericht wies die Klage ab.

Die Revision der Klägerin hatte keinen 
Erfolg. Der BFH entschied, dass die briti- 
sche Besteuerung des Einkommens auf 
„remittance basis“ eine Vorzugsbesteue-
rung im Sinne von § 2 AStG sei. Es handele 
sich um eine der Allgemeinheit in Groß- 
britannien nicht zugängliche steuerliche 
Besserstellung von zugezogenen Steuer-
pflichtigen, die dort nicht beheimatet 
(„non-domiciled“) sind. Im Hinblick auf die 
vollständige steuerliche Freistellung des 
nicht nach Großbritannien transferierten 
Einkommens könne – wie § 2 AStG voraus- 
setzt – die gesamte Steuerbelastung 
erheblich gemindert werden. Dieser Vorteil 
solle durch die erweiterte beschränkte 
Einkommensteuerpflicht ausgeglichen 
werden. Die von der Klägerin vorgebrach-
ten Zweifel an der Verfassungs- und 
Unionsrechtskonformität von § 2 AStG 
teilte der BFH nicht.

  Verdeckte Gewinnausschüttungen  
  bei Aktiengesellschaften  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, 
dass Vergütungsvereinbarungen zwischen 
einer Aktiengesellschaft (AG) und einem 
Vorstandsmitglied, das zugleich Minder-
heitsaktionär ist, steuerrechtlich regelmäßig 
anzuerkennen sind. Nur ausnahmsweise 
kommt der Ansatz einer verdeckten 
Gewinnausschüttung (vGA) in Betracht, 

bescheid für 2009 gerichteten Rechtsbe-
helfe des Klägers blieben erfolglos. Nach 
Ansicht des BFH hat sich der Kläger an 
einem Steuerstundungsmodell i. S. d.  
§ 15b EStG beteiligt. Die Annahme eines 
solchen Modells setze nicht voraus, dass 
sich eine Investition im Einzelfall als 
betriebswirtschaftlich nicht oder wenig 
sinnvoll darstelle. Der Anwendung des 
§ 15b EStG stehe auch nicht entgegen, dass 
die im Streitjahr 2009 nicht ausgleichs-
fähigen Verluste aufgrund der Insolvenz 
der Gesellschaft und der Betriebsaufgabe 
nicht mehr mit späteren Gewinnen aus 
derselben Einkunftsquelle verrechnet 
werden können. Die Verlustausgleichs- 
und -abzugsbeschränkung erweise sich 
auch im Fall solcher definitiven Verluste 
als verfassungsgemäß. Ein hinreichender 
sachlicher Grund für die Ungleichbehand-
lung liege in den mit § 15b EStG verfolgten 
Lenkungszwecken und im Aspekt der Miss- 
brauchsvermeidung. Von der Verlustaus-
gleichs- und Abzugsbeschränkung für 
Steuerstundungsmodelle bei Personenge-
sellschaften seien zuletzt auch (individuelle) 
Sonderbetriebsausgaben des Gesellschaf-
ters, wie etwa Verluste aus der Gewährung 
nachrangiger Gesellschafterdarlehen, 
erfasst.

  Britische Steuerprivilegien mit  
  Folgewirkungen in Deutschland  

Die für Zugezogene nach Großbritannien 
unter bestimmten Umständen gewährte 
Vergünstigung, nur das dorthin überführte 
Einkommen versteuern zu müssen (soge- 
nannte Besteuerung auf „remittance basis“), 
kann in Deutschland eine kompensierende 
steuerliche Belastung nach sich ziehen. Dies 
hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil 
vom 14.01.2025 – IX R 37/21 entschieden.

Die Klägerin verzog von Deutschland nach 
Großbritannien. In Deutschland blieb sie 
trotzdessen mit ihren hier erzielten Vermie-
tungseinkünften beschränkt einkommen-
steuerpflichtig. Darüber hinaus besteuerte 
das Finanzamt (FA) Zins- und Dividenden-
zuflüsse von einer deutschen Bank. Hierzu 
berief es sich auf die Regelungen zur 
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wenn im Einzelfall klare Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass sich der Aufsichtsrat 
der AG bei der Vergütungsvereinbarung 
einseitig an den Interessen des Vorstands-
mitglieds orientiert hat (Urteil vom 
24.10.2024 – I R 36/22).

Im Streitfall hatte eine AG durch ihren Auf- 
sichtsrat mit dem alleinvertretungsberech-
tigten Vorstand X eine Vergütungsvereinba-
rung getroffen, die umsatz- und auch 
gewinnabhängige Tantiemezahlungen vor- 
sah. Zwei Mitglieder des dreiköpfigen 
Aufsichtsrats waren neben dem X Minder-
heitsaktionäre, das dritte Mitglied war an 
der AG nicht beteiligt. Verwandtschaftliche 
Beziehungen bestanden zwischen dem 
Vorstand und den Mitgliedern des Aufsichts-
rats nicht. Das Finanzamt und in der Folge 
das Finanzgericht (FG) behandelten die 
umsatz- und gewinnabhängigen Vergütungs-
zahlungen an X als vGA. Das führte bei der 
AG zu einer höheren Körperschaftsteuer.

Dem ist der BFH entgegengetreten. Zwar 
seien insbesondere umsatzabhängige Tan- 
tiemen wegen der Gefahr einer Gewinnab-
saugung nur ausnahmsweise steuerrecht-
lich anzuerkennen. Jedoch habe das FG 
nicht beachtet, dass die von ihm herange-
zogene Rechtsprechung die Vergütung des 
Gesellschafter-Geschäftsführers einer GmbH 
betroffen habe. Bei einer AG lägen die 
Verhältnisse aber anders. Hier handele für 
die AG ein Aufsichtsrat, der kraft Gesetzes 
dazu verpflichtet sei, bei der Vereinbarung 
der Vorstandsvergütung die Interessen der 
AG zu wahren. Im Streitfall habe X den Auf- 
sichtsrat auch nicht beherrschen können, 
weil er über die für die Wahl der Aufsichts-
ratsmitglieder erforderliche Aktienmehr-
heit nicht verfügt habe und er den Mitglie- 
dern auch nicht nahegestanden habe. In 
einer solchen Konstellation seien vGA im 
Zusammenhang mit umsatz- oder gewinn-
abhängigen Tantiemen nur ausnahmswei-
se dann anzusetzen, wenn besondere 
Umstände klar ergäben, dass sich der 
Aufsichtsrat einseitig an den Interessen 
des Vorstandsmitglieds orientiert habe.

  Erstattung der Einkommensteuer  
  für einen Verdienstausfallschaden  
  muss versteuert werden  

Eine Steuerpflichtige musste aufgrund eines 
schweren medizinischen Behandlungsfeh-
lers ihren Beruf aufgeben. Von der Versiche-
rung des Schädigers erhielt sie jährlich 
ihren Verdienstausfallschaden ersetzt. Die 
Zahlungen musste sie als Entschädigung 
für entgehenden Arbeitslohn versteuern  
(§ 24 Nr. 1 Buchst. a EStG). Die Versiche-
rung kam ihrer gesetzlichen Pflicht nach, 
die von der Klägerin in den Vorjahren be- 
reits geleisteten Einkommensteuerzahlun-
gen für die erhaltenen Entschädigungsleis-
tungen zu erstatten. Das Finanzamt und 
das Finanzgericht waren der Ansicht, dass 
diese Erstattungen selbst der Einkommen-
steuer unterlägen. Die Klägerin war der An- 
sicht, dass es sich um einen Steuerschaden 
handelt, dessen Ersatz keine Steuer auslöst.

Der Bundesfinanzhof wies die Revision der 
Klägerin zurück. Zu den steuerpflichtigen 
Entschädigungen zähle nicht nur der zu- 
nächst gezahlte Ausfall des Nettoverdiens-
tes, sondern ebenso die vom Schädiger 
später erstattete Steuerlast. Die Richter 
knüpften insoweit an die zivilrechtlichen 
Wertungen an, die den Schädiger bzw. 
dessen Versicherung verpflichteten, auch 
die auf den Verdienstausfallschaden 
entfallende Steuer zu übernehmen. Der 
Nettoverdienstausfall und die Steuerlast 
seien Bestandteile eines einheitlichen 
Schadenersatzanspruchs, die nur zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten ausgezahlt 
würden. Beides diene dem Ersatz entge-
hender Einnahmen des Geschädigten. Eine 
tarifermäßigte Besteuerung der Steuerer-
stattungen schlossen die Richter aus. Dies 
lag insbesondere daran, dass die Klägerin 
ihren gesamten Verdienstausfallschaden 
(einschließlich der hierauf beruhenden 
Steuerlasten) nicht zusammengeballt in 
nur einem Jahr ersetzt erhielt. Die 
Verteilung der Zahlungen auf mehrere 
Jahre nahm der Entschädigung die für eine 
ermäßigte Besteuerung gemäß § 34 EStG 
notwendige „Außerordentlichkeit“, so der 
Bundesfinanzhof (Az. IX R 5/23).

  Steuerfreiheit von sog. Altersteil-  
  zeit-Aufstockungsbeträgen  

Im Streitfall war der Kläger im Rahmen 
einer Altersteilzeit beschäftigt und erhielt 
neben seinem regulären Arbeitsentgelt 
einen steuerfreien Aufstockungsbetrag 
gem. § 3 Nr. 28 EStG in Höhe von 40 % des 
Brutto-Arbeitsentgelts für die Altersteilzeit-
arbeit. Nach Beendigung der Altersteilzeit 
bzw. während seines Ruhestands wurde 
ihm aus einem betrieblichen Bonuspro-
gramm ein Betrag einschließlich eines 
Altersteilzeit-Aufstockungsbetrags ausge- 
zahlt. Den Aufstockungsbetrag machte der 
Kläger als Lohnersatzleistung nach § 32b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG (Progressionsvor-
behalt) geltend. Das beklagte Finanzamt 
behandelte die gesamte Auszahlung als 
steuerpflichtigen Arbeitslohn, weil der 
Kläger sich zum Zeitpunkt des Zuflusses 
nicht mehr in Altersteilzeit befand. Die 
Richter des Finanzgerichts Köln gaben der 
Klage statt.

Der Bundesfinanzhof folgte der Entschei-
dung und stellte klar, dass die Steuerfrei-
heit des Aufstockungsbetrags unabhängig 
vom Zeitpunkt der Auszahlung ist. Ent- 
scheidend sei, dass der Aufstockungsbe-
trag auf der während der Altersteilzeit 
erbrachten Arbeitsleistung und den dazu- 
gehörigen Vereinbarungen beruht. Die 
Steuerbefreiung verliere nicht ihren Zweck 
(die Förderung der Altersteilzeit und die 
Entlastung des Arbeitsmarktes), nur weil 
der Betrag erst nach Beendigung der 
Altersteilzeit zufließt. Maßgeblich sei nicht 
der Zuflusszeitpunkt, sondern der Zeit- 
raum, für den der Aufstockungsbetrag 
gezahlt wurde. Das Finanzgericht habe zu 
Recht entschieden, dass der streitige 
Altersteilzeit-Aufstockungsbetrag nach § 3 
Nr. 28 EStG steuerfrei ist und als Lohner-
satzleistung nach § 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Buchst. g EStG dem Progressionsvorbehalt 
unterliegt (Az. VI R 4/22).
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  Objektive Feststellungslast für  
  den Zufluss einer verdeckten  
  Gewinnausschüttung  

Das Finanzgericht Düsseldorf stellt klar, 
dass das Finanzamt die Feststellungslast 
dazu tragen muss, ob hinzugeschätzte 
Betriebseinnahmen den Gesellschaftern 
tatsächlich zugeflossen sind und verdeck-
te Gewinnausschüttungen (vGA) auf Seiten 
der Gesellschafter darstellen. Wenn eine 
GmbH Schwarzeinnahmen erzielt, müssen 
nicht zwangsläufig alle Gesellschafter 
diese als verdeckte Gewinnausschüttung 
versteuern. Nach Auffassung der Richter 
sei entscheidend, wer tatsächlich Zugriff 
auf die Gelder hatte (Az. 9 K 677/21 E).

Im Streitfall waren die Klägerin und ihre 
Mutter zu je 50 Prozent an einer GmbH be- 
teiligt. Die GmbH unterhielt zwei Betriebs-
stätten (Modehaus und Textilgroßhandel). 
Die Klägerin war zeitweise auch Geschäfts-
führerin. Während einer Betriebsprüfung 
konnte der Verbleib von Geldbeständen 
nicht aufgeklärt werden. Die Betriebsprü-
fung nahm dies zum Anlass, in Höhe der 
„verschwundenen“ Bestände Zuflüsse an 
die Gesellschafterinnen anzunehmen, die 
den beiden Gesellschafterinnen entspre-
chend ihrer Beteiligungsquote je zur Hälfte 
als vGA zugerechnet wurden. Die Tochter 
klagte gegen die Steuerbescheide, weil ihr 
die Gelder nicht zugeflossen seien. Sie sei 
nur für den Textilgroßhandel zuständig 
gewesen. Außerdem hätten ihre Eltern das 
Modehaus allein verwaltet und die dorti- 
gen Einnahmen an sich genommen. Das 
Finanzgericht Düsseldorf gab der Klage 
teilweise statt. Die Schwarzeinnahmen aus 
dem Modehaus müsse die Klägerin nicht 
versteuern, da sie darauf keinen Zugriff 
gehabt habe.

  Vorzeitige Auflösung eines Zins- 
  swaps: Zur Abzugsfähigkeit von  
  Finanzierungskosten bei Vermie- 
  tungseinkünften  

Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
erbrachte Ausgleichszahlungen aufgrund 
einer vorzeitigen Auflösung eines sog. 

Zinsswaps (ein unbedingtes Terminge-
schäft) keine Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung sind. Beende ein Steuerpflichtiger 
einen Zinsswap, der im Zusammenhang 
mit der Finanzierung einer vermieteten 
Immobilie zur Begrenzung des Zinsände-
rungsrisikos abgeschlossen worden ist, 
werde ein bis dahin bestehender wirt-
schaftlicher Veranlassungszusammenhang 
zu den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung gelöst (Az. VIII R 26/21).

Im Streitfall hatte eine vermögensverwal-
tende GmbH & Co. KG ein Umschuldungs-
darlehen zur Finanzierung eines vermiete-
ten Grundstücks abgeschlossen. Zur Zins- 
sicherung wurde ein Zinsswap mit einer 
Laufzeit von zehn Jahren vereinbart. Auf- 
grund gesunkener Marktzinsen führte die 
Swap-Vereinbarung jedoch zu einer 
finanziellen Zusatzbelastung. Daher 
entschied sich die Gesellschaft zu einer 
vorzeitigen Beendigung des Zinsswaps 
und leistete eine Ausgleichszahlung in 
Höhe von rund 700.000 Euro. Das Finanz- 
gericht Düsseldorf hatte die Zahlung als 
Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung anerkannt. 
Der Bundesfinanzhof hob diese Entschei-
dung jedoch auf und entschied, dass ein 
wirtschaftlicher Zusammenhang mit den 
Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung nicht mehr gegeben sei. Die Zahlung 
sei vielmehr als Verlust aus Kapitalvermö-
gen (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a EStG) 
zu berücksichtigen.

Hinweis
Die Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs betrifft ausschließlich die vorzei-
tige Beendigung von Zinsswaps. Schuld- 
zinsen und laufende Swap-Zahlungen 
bleiben nach wie vor als Werbungskos-
ten abziehbar.

Hintergrund
Zinsswaps werden von Immobilienin-
vestoren häufig zur Begrenzung des 
Zinsänderungsrisikos eingesetzt. Im 
Kern handelt es sich dabei um ein 
Finanzinstrument, bei dem feste und 

variable Zinsen auf eine Darlehenssum-
me getauscht werden. Während laufen- 
de Zahlungen im Rahmen eines Zins- 
swaps nach bisheriger Rechtsprechung 
als Werbungskosten bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung (§ 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 Satz 1 EStG) aner-
kannt werden, stellte sich die Frage,  
wie eine einmalige Ausgleichszahlung 
bei der vorzeitigen Beendigung eines 
solchen Geschäfts steuerlich zu 
behandeln ist.

  Einspeisevergütungen beim  
  Betrieb einer steuerfreien Photo-  
  voltaikanlage als Betriebsausgabe  

Im Streitfall betrieb eine Ehegatten-GbR 
eine Photovoltaikanlage und ermittelte 
ihren Gewinn durch Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung. Aufgrund einer im Jahr 
2022 geleisteten Rückzahlung von Ein- 
speisevergütungen aus den Vorjahren war 
zwischen den Parteien streitig, ob diese 
Rückzahlung steuermindernd als Betriebs-
ausgabe berücksichtigt werden kann, 
obwohl die Betriebseinnahmen aus der 
Photovoltaikanlage durch die Einführung 
des § 37 Nr. 72 Satz 1 EStG mit Wirkung ab 
dem 01.01.2022 steuerfrei gestellt sind.

Das Niedersächsische Finanzgericht ist der 
Auffassung, dass § 3c Abs. 1 EStG einer 
Abzugsfähigkeit nicht entgegensteht, da 
diese Norm den Betriebsausgabenabzug 
nur ausschließt, wenn die im unmittelbaren 
wirtschaftlichen Zusammenhang stehen-
den Betriebseinnahmen steuerfrei sind 
(Az. 9 K 83/24). Da die ursprünglichen Ein- 
nahmen aus den Einspeisevergütungen vor 
2022 steuerpflichtig waren, entfalle eine 
Anwendung dieser Regelung. Zudem ent- 
halte § 3 Nr. 72 Satz 2 EStG kein generelles 
Gewinnermittlungsverbot. Die Vorschrift 
entlaste den Betreiber eines „Nur-Photo-
voltaikbetriebs“ nur von der Erstellung einer 
Gewinnermittlung. Daher bleibe die Rück- 
zahlung einer früher versteuerten Betriebs-
einnahme auch dann als Betriebsausgabe 
abzugsfähig, wenn spätere Betriebsein-
nahmen von der Steuer befreit sind.
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  E-Rezept: Nachweispflicht für das  
  steuerliche Absetzen von Krank-  
  heitskosten  

Das Bundesministerium der Finanzen hat 
bzgl. des Nachweises von Krankheitskos-
ten bei der Einlösung eines sog. E-Rezepts 
mitgeteilt, dass ab dem Veranlagungszeit-
raum 2024 die steuerliche Abziehbarkeit 
als außergewöhnliche Belastungen bei der 
Einlösung auch von E-Rezepten bei ver- 
schreibungspflichtigen Medikamenten gege-
ben ist (Az. IV C 3 - S 2284/20/10002 :005). 

Voraussetzung dafür ist der Nachweis der 
Zwangsläufigkeit der entstandenen Krank- 
heitskosten.

Dieser Nachweis ist im Falle eines einge- 
lösten E-Rezepts durch den Kassenbeleg 
der Apotheke bzw. durch die Rechnung der 
Online-Apotheke zu erbringen. 

Bei Versicherten mit einer privaten Kranken-
versicherung (Privatversicherte) kann der 
Nachweis alternativ durch den Kostenbe-
leg der Apotheke erbracht werden.

Der Kassenbeleg bzw. die Rechnung der 
Online-Apotheke muss folgende Angaben 
enthalten:

   •  �Name der steuerpflichtigen Person, 
   •  �die Art der Leistung (z. B. Name des 

Arzneimittels), 
   •  �den Betrag bzw. Zuzahlungsbetrag und
   •  �die Art des Rezeptes.

Das Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen gilt ab dem Veranlagungszeit-
raum 2024. Jedoch wird es von der Finanz- 
verwaltung für den Veranlagungszeitraum 
2024 nicht beanstandet, wenn der Name 
der steuerpflichtigen Person nicht auf dem 
Kassenbeleg vermerkt ist (Nichtbeanstan-
dungsregelung). D. h., für den Veranla-
gungszeitraum 2024 ist ein Kassenbeleg 
ohne den Namen des Steuerpflichtigen 
unschädlich.

  Zeitpunkt des Werbungskosten-  
  abzugs für Erhaltungsrücklagen  

Die Leistungen eines Wohnungseigentümers 
in die Erhaltungsrücklage einer Wohnungs-
eigentümergemeinschaft (z. B. im Rahmen 
der monatlichen Hausgeldzahlungen) sind 
steuerlich im Zeitpunkt der Einzahlung noch 
nicht abziehbar. Der Bundesfinanzhof 
stellte klar, dass Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung erst vorliegen, wenn aus der Rücklage 
Mittel zur Zahlung von Erhaltungsaufwen-
dungen entnommen werden (Az. IX R 19/24).

In dem vom Bundesfinanzhof entschiede-
nen Fall vermieteten die Kläger mehrere 
Eigentumswohnungen. Das von ihnen an 
die jeweilige Wohnungseigentümerge-
meinschaft gezahlte Hausgeld wurde zum 
Teil der gesetzlich vorgesehenen Erhal-
tungsrücklage (vormals Instandhaltungs-
rückstellung) zugeführt. Insoweit erkannte 
das beklagte Finanzamt keine Werbungs-
kosten bei den Vermietungseinkünften an. 
Der Abzug könne erst in dem Jahr erfolgen, 
in dem die zurückgelegten Mittel für die 
tatsächlich angefallenen Erhaltungsmaß-
nahmen am Gemeinschaftseigentum 
verbraucht würden. Die Kläger vertraten 
die Ansicht, dass bereits die Einzahlungen 
in die Erhaltungsrücklage als sofort 
abzugsfähige Werbungskosten bei einer 
vermieteten Wohnung berücksichtigt 
werden müssten. Sie begründeten dies u. 
a. damit, dass nach der Novellierung des 
Wohnungseigentumsgesetzes durch das 
Wohnungseigentumsmodernisierungsge-
setz im Jahr 2020 eine Wohnungseigentü-
mergemeinschaft Rechtsfähigkeit erlangt 
hat. Das Finanzgericht Nürnberg wies die 
Klage ab. 

Die Richter des Bundesfinanzhofs wiesen 
die Revision der Kläger zurück. Der Wer- 
bungskostenabzug nach § 9 Abs. 1 Satz 1 
EStG fordere einen wirtschaftlichen 
Zusammenhang zwischen der Vermie-
tungstätigkeit und den Aufwendungen des 
Steuerpflichtigen. Zwar hätten die Kläger 
den der Erhaltungsrücklage zugeführten 
Teil des Hausgeldes erbracht und konnten 

hierauf nicht mehr zurückgreifen, da das 
Geld ausschließlich der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft gehört. Auslösender 
Moment für die Zahlung sei jedoch nicht 
die Vermietung, sondern die rechtliche 
Pflicht jedes Wohnungseigentümers, am 
Aufbau und an der Aufrechterhaltung einer 
angemessenen Rücklage für die Erhaltung 
des Gemeinschaftseigentums mitzuwirken. 
Ein Zusammenhang zur Vermietung 
entstehe erst, wenn die Gemeinschaft die 
angesammelten Mittel für Erhaltungsmaß-
nahmen verausgabt – erst dann kämen die 
Mittel der Immobilie zugute. Des Weiteren 
hob der Bundesfinanzhof hervor, dass 
entgegen der Auffassung der Kläger auch 
die Reform des Wohnungseigentums-
gesetzes im Jahr 2020, durch die der 
Wohnungseigentümergemeinschaft die 
volle Rechtsfähigkeit zuerkannt wurde,  
die steuerrechtliche Beurteilung des 
Zeitpunkts des Werbungskostenabzugs  
für Zahlungen in die Erhaltungsrücklage 
nicht verändert.

Hintergrund
Die Finanzverwaltung lässt geleistete 
Zahlungen in die nach dem Wohnungs-
eigentümergesetz (§ 19 und § 28 WEG) 
gesetzlich vorgeschriebenen Erhaltungs-
rücklagen erst zum Werbungskostenab-
zug zu, wenn die Hausverwaltung die 
Rücklagen tatsächlich für die Erhaltung 
des Gemeinschaftseigentums veraus-
gabt hat.

  Keine Haftung des Grundstücks-  
  erwerbers für unrichtige Steuer-  
  ausweise in übernommenen Miet-  
  verträgen  

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
ein Grundstückserwerber nicht für unrich- 
tige Steuerausweise in den von ihm über- 
nommenen Mietverträgen haftet (Az. V R 
16/22).

Im Streitfall hatte die Klägerin ein mit 
einem vermieteten Bürogebäude bebautes 
Grundstück erworben. Der Voreigentümer 
hatte u. a. mehrere Mietverträge abge-
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schlossen. In diesen Mietverträgen waren 
jeweils die monatlichen Mieten mit dem 
Zusatz „+ 19 % Mehrwertsteuer“ benannt. 
Die Klägerin selbst behandelte die Umsätze 
aus der Vermietung der genannten Räume 
als steuerfrei.

Diese Entscheidung werden sehr viele 
Erwerber von Grundstücken erleichtert zur 
Kenntnis nehmen. Wenn die Rechtsauffas-
sung des Finanzamtes und des Finanzge-
richts Berlin-Brandenburg im Verfahren 
Bestand gehabt hätte, dann müssten 
Grundstückserwerber bei allen für das 
Grundstück bestehenden Mietverhältnissen 
nachforschen, ob nicht bei Abschluss des 
Mietvertrags im Vertrag oder in irgendwel-
chen Anschreiben, Anlagen etc. eine Umsatz-
steuer ausgewiesen worden ist. Der Be- 
triebsprüfer hätte dann sehr schnell für die 
Zeit nach dem Erwerb sein Erfolgserlebnis.

Hinweis
In vergleichbaren Fällen ist aber trotz- 
dem dringend anzuraten, bei einem 
Grundstückserwerb mit Unternehmern 
als Mieter, die vertragliche Situation auf 
das gewünschte und gewollte Ergebnis 
hin zu überprüfen und ggf. Mietverträge 
anzupassen.

Eine völlig andere steuerrechtliche  
Folge ergibt sich allerdings bei einem 
durch Erbfall erworbenen Grundstück. 
Da tritt der Erbe in die Rechtsstellung 
des Erblassers ein und übernimmt  
damit auch die Verpflichtungen aus  
§ 14c Abs. 1 UStG.

  Keine Gewerbesteuer-Hinzurech-  
  nung bei „Out of Home“-Werbung  

Die Klägerin, eine Spezialagentur für Außen-
werbung, unterstützte ihre Kunden bei der 
Planung und Umsetzung von Außenwerbe-
kampagnen. Da die Klägerin keine Werbe- 
träger dauerhaft anmietete und auch keine 
kreativen Leistungen erbrachte, wurden 
stattdessen Werbeflächen für begrenzte 
Zeiträume bei Werbeträgeranbietern ge- 
bucht, welche sich um Anbringung, War- 

tung und Dokumentation der Werbemaß-
nahmen kümmerten. In diesen Buchungen 
von Werbeträgerflächen sah das beklagte 
Finanzamt gewerbesteuerpflichtige Miet- 
aufwendungen (§ 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG) 
oder Aufwendungen für die Überlassung 
von Rechten (§ 8 Nr. 1 Buchst. f GewStG). 
Das Hessische Finanzgericht gab der Klage 
in erster Instanz statt. Es vertrat die An- 
sicht, dass Aufwendungen für Werbeträger 
im Außenbereich nicht der gewerbesteuer-
lichen Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 
Buchst. d GewStG unterliegen.

Der Bundesfinanzhof wies die Revision des 
Finanzamts zurück (Az. III R 33/22). Die 
Richter stellten klar, dass eine Hinzurech-
nung nach § 8 Nr. 1 Buchst. f GewStG nur 
bei der zeitlich befristeten Überlassung 
von immateriellen Rechten (z. B. Urheber-
rechten oder Patenten) erfolgt. Entschei-
dend sei, dass das überlassene Recht eine 
geschützte Rechtsposition mit Abwehr-
rechten gegenüber Dritten darstellt. Im 
Streitfall sei die Werbefläche lediglich für 
die Sichtbarkeit der Werbung genutzt 
worden. Nach Auffassung des Bundes-
finanzhofs lag jedoch keine Übertragung 
von Rechten mit eigenständigem Vermö-
genswert vor, also war keine Hinzurech-
nung gerechtfertigt.

Zur Einordnung der Verträge als Mietverträge 
(Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. d 
GewStG) führten die Richter aus, dass bei 
der rechtlichen Einordnung von Verträgen 
entscheidend ist, ob die Hauptleistungs-
pflicht die Gebrauchsüberlassung (Miet- 
vertrag) oder die Erbringung einer Werbe- 
leistung (Werkvertrag) darstellt. Bei digi- 
taler Werbung (digitale Werbeträger) liege 
ein Werkvertrag vor, da regelmäßig nicht 
die Benutzung der digitalen Fläche, sondern 
eine mit der digitalen Fläche vom Anbieter 
zu erbringende Werbeleistung im Vorder-
grund stehe. Übernehme der Anbieter von 
analogen Werbeträgern neben der Pflicht 
zur Anbringung der Werbemittel gewichtige 
auf den Werbeerfolg bezogene Pflichten, 
könne dies zur Einordnung des Vertrags als 
Werkvertrag führen. D. h., auch bei klassi- 
schen Werbeträgern, wie Plakatwänden, 

könne ein Werkvertrag vorliegen, wenn 
zusätzliche erfolgsbezogene Pflichten (z. B. 
Anbringung, Wartung, Ausbesserung) 
übernommen werden. Diese Leistungen 
seien werkvertraglicher Natur und nicht als 
Miet- oder Pachtzinsen hinzuzurechnen.
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  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg · Mainz ·  
München · Pirna · Saarbrücken · Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Dienstag, 06. Mai 2025, 10.00 – 11.30 Uhr – SOZIALVERSICHERUNGSRECHT: AKTUELLE & BEVORSTEHENDE ÄNDERUNGEN

Referentin: Dipl.-Krankenkassenbetriebswirtin und Rentenberaterin Melanie Guttmann
Aktuelle und zu erwartende Rechtsänderungen im Hinblick auf sozialversicherungsrechtliche Beurteilungen
Erfahren Sie, welche verschärfte Rechtsauffassung zur Sozialversicherungspflicht von Gesellschafter-Geschäftsführern zeitnah erwar-
tet wird – und wie Sie sich schon jetzt wirksam vor möglichen Beitragsnachforderungen schützen können. Zusätzlich informieren wir 
Sie über wichtige Neuerungen zur Beauftragung freier Mitarbeiter sowie über die aktuelle Übergangsregelung für Dozenten und zei-
gen, welche Unterlagen Sie im Rahmen einer Betriebsprüfung durch die Deutsche Rentenversicherung bereithalten sollten.
Auch Kommanditisten stehen im Fokus: Sind sie sozialversicherungsfrei oder doch beitragspflichtig? Anhand praxisnaher Beispiele 
erfahren Sie, worauf Sie achten müssen, um rechtssicher zu agieren.

Dienstag, 06. Mai 2025, 14.00 – 16.30 Uhr – MODERNISIERUNG DER BETRIEBSPRÜFUNG 

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführer bei DORNBACH in Bonn
Zum 01.01.2025 hat der Gesetzgeber die Regelungen für die Betriebsprüfung verschärft und zahlreiche neue Instrumente geschaffen, 
mit denen sich Unternehmen zukünftig konfrontiert sehen. Themen des Online-Seminars sind: Mitwirkungspflichten und qualifiziertes 
Mitwirkungsverlangen als Druckmittel der Betriebsprüfung; Anzeigepflicht nach § 153 Abs. 4 AO und steuerstrafrechtlichen Risiken; 
Neuerungen beim Datenzugriff; Instrumente zur Beschleunigung der Prüfung, z. B. Teilabschlussbescheide.

Dienstag, 20. Mai 2025, 10.00 – 12.30 Uhr – STEUERN UND SPORT 

Referent: Dipl.-Kaufmann (FH) René Feldgen, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH 
in Köln
Im Rahmen des Seminars werden die Grundzüge der Besteuerung (Einkommensteuer, Gewerbesteuer, Umsatzsteuer) von Profisport-
ler*innen vermittelt. Praxisrelevante Fragen rund um Sponsoring, Preis- und Antrittsgelder, Reisekostenerstattungen, Wohnsitzverlage-
rung sowie Einnahmen von der Stiftung Deutsche Sporthilfe werden, z.T. auch aus Sicht des internationalen Steuerrechts, beantwortet.

Donnerstag, 22. Mai 2025, 10.00 – 12.30 Uhr – GEMEINNÜTZIGKEIT  

Referent: Dipl.-Kaufmann (FH) René Feldgen, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH 
in Köln 
Im Rahmen des Seminars werden allgemeine Grundlagen des Gemeinnützigkeitsrechts vermittelt. Dabei wird ein besonderes Augen-
merk auf die aktuelle höchstrichterliche Rechtsprechung sowie Verwaltungsverlautbarungen gelegt. Hierauf aufbauend werden praxis-
relevante Steuerfallstricke rund um die Bereiche Zweckbetrieb/wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb im Hinblick auf die Ertrag- wie auch die 
Umsatzsteuer beleuchtet.
Die detaillierte Inhaltsübersicht der einzelnen Online-Seminare finden Sie auf unserer Homepage.

  Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html  


